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Unternehmenskultur und Staat
in der Globalisierung

1969 erschien eine Dissertation zum Thema „Unternehmens-
verwaltung und Angestelltenschaft am Beispiel Siemens 1847 –
1914“. J�rgen Kocka untersuchte in der Fallstudie �ber die Berliner
Firma Siemens – so heißt es im Untertitel – „das Verh�ltnis von Kapi-
talismus und B�rokratie in der deutschen Industrialisierung“. Die Rede
ist von einem f�hrenden deutschen Unternehmen der Elektroindustrie,
das dank der Innovations- und F�hrungskraft seiner Gr�nder zu einem
der weltweit f�hrenden Elektrounternehmen aufsteigt. Zu lesen ist von
einem Unternehmer, der im „amerikanischen Saal“ die serienm�ßige
Produktion nach amerikanischem Vorbild beginnt und schließlich ge-
gen die „stille Antipathie“, insbesondere der Meister, mit den Worten
triumphiert: „Jetzt sind wir alle davon �berzeugt, dass in der Anwen-
dung der amerikanischen Arbeitsmethode unser k�nftiges Heil liegt.“
Zu lesen ist von einem Unternehmen, das in der zweiten H�lfte des
19. Jahrhunderts erfolgreiche Niederlassungen in St. Petersburg und
London gr�ndete. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts wird eine „Zentral-
Verwaltung �bersee“ eingerichtet, die die Verteilung des Weltmarkts
zu koordinieren beginnt.

Der Aufbau der europ�ischen Zweigunternehmen beruht vor allem auf
famili�ren Auslandsverbindungen, zu einer Zeit, in der das Eigentum
am Unternehmen und seine Kontrolle noch nicht getrennt sind. Nur 6
Prozent der Lieferungen gehen am Vorabend des Ersten Weltkriegs in
außereurop�ische L�nder. Kockas Studie widmet sich denn auch den
inneren Strukturen der Unternehmensorganisation. Deutlich tritt eine
Eigenart des deutschen Kapitalismus hervor, die in parallelen Organi-
sationsstrukturen zu staatlichen Großinstitutionen besteht. Formuliert
werden „allgemeine Verwaltungs- und Organisationsprinzipien (. . .),
die f�r so verschiedene Lebensgebiete wie Staat, Industrie, Ritterg�ter
und Heer G�ltigkeit beanspruchen“. Dies geht so weit, dass 1897 der
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ehemalige Pr�sident des Reichsversicherungsamts (drei Jahre nach
dem Einzug der Beh�rde in das heutige WZB-Geb�ude) Vorstandsvor-
sitzender bei Siemens wird und „tatkr�ftig die Leitungsorganisationen
des Unternehmens ver�ndert“. Man sehe: Ein Spitzenbeamter r�ckt
erfolgreich in die Spitzenposition eines großindustriellen Unterneh-
mens ein. Und dies war kein Einzelfall.

Mehr als dreieinhalb Jahrzehnte nach Erscheinen von Kockas Disserta-
tion hat sich das Bild durchgreifend gewandelt. War die Fallstudie zu
Siemens noch eine Pionierarbeit, so hat die Unternehmensgeschichte
seit den 1980er Jahren in Deutschland wie in anderen großen Indu-
striel�ndern einen erheblichen Aufschwung genommen. Das hat vielfa-
che Gr�nde, die zum einen in der Entwicklung der Unternehmen selbst
liegen. Im Verlauf des 20. Jahrhunderts, in der Zeit der Weltkriege, ha-
ben industrielle Großunternehmen auf dem H�hepunkt ihrer Leistungs-
kraft und Ausdehnung nicht nur parallele Strukturen zur staatlichen
B�rokratie entwickelt. Sie haben sich in einer Hochphase staatlicher
Intervention, die tief in den Bereich der Wirtschaft hineinreichte, viel-
fach eng mit der staatlichen B�rokratie verbunden, bis hin zu einer in-
tensiven wechselseitigen Beeinflussung. Nach dem Zweiten Weltkrieg
haben industrielle Großunternehmen einen enormen Schub trans-
nationaler, „multinational“ genannter Ausdehnung erfahren: bis hin
zur globalen Wirkung ihrer T�tigkeit und Vernetzung.

Aber auch die Geschichtswissenschaft hat seit dem Ende der 1960er
Jahre einen Perspektivenwandel vollzogen. Neuere Arbeiten betonen,
wie sehr die großindustrielle Entwicklung vor dem Ersten Weltkrieg
bereits als erste Welle der Globalisierung gedeutet werden kann, w�h-
rend eine zweite, st�rkere und anders geartete in der Gegenwart an-
rollt. J�rgen Kocka konstatierte k�rzlich in einem umfassenden Beitrag
�ber „Sozialgeschichte im Zeitalter der Globalisierung“, dass die
„�ffnung zur Welt- und Globalgeschichte (. . .) heute eine m�chtige
intellektuelle Bewegung darstellt“, die vor allem einen Reflex auf die
„reale Transnationalisierung unseres Lebens darstellt“. Und er fragt
weiter: „M�ssen uns nicht die transnationalen Erfahrungen der Ge-
genwart neugierig machen f�r transnationale Bez�ge der Vergangen-
heit, auch wenn wir zu wissen glauben, dass sie weniger ausgepr�gt
waren als heute?“

5



Zum 65. Geburtstag von J�rgen Kocka veranstalteten wir gemeinsam
mit Wolfgang Merkel ein Kolloquium �ber das Verh�ltnis von „Unter-
nehmen, Staat und Globalisierung“, das den Bogen zwischen Kockas
Interessen an Unternehmensgeschichte und Staat einerseits und aktu-
ellen Prozessen der Globalisierung andererseits spannte. Es nahm hi-
storische Entwicklungen auf und konfrontierte sie mit gegenw�rtigen
Entwicklungen von weltumspannender Bedeutung. Transnational han-
delnde Unternehmen stifteten bereits in der ersten Phase der Global-
isierung an der Wende zum 20. Jahrhundert markt- und wirtschafts-
politische Zusammenh�nge, die in der Gegenwart neue wirtschaftliche
Dimensionen und politische Bedeutung gewinnen. Unternehmen sind
mit ihrem Produktionswissen und ihren Strategieentscheidungen maß-
gebliche Faktoren in der globalen wirtschaftlichen Vernetzung und An-
gleichung von Produktionsbedingungen. Zugleich scheint die Rolle des
(National-)Staates von einer Rahmen gebenden Institution der Unter-
nehmenspolitik zu einem national begrenzten Faktor unter anderen zu
schrumpfen. Die Globalisierung hat die Rolle des Staates ver�ndert.
Handlungsoptionen des Staates haben sich verengt, die Exit- und da-
mit die Drohpotenziale der großen Unternehmen erh�ht. Die Besteue-
rungsf�higkeit der Unternehmen durch den Staat ist zur�ckgegangen,
die Erwartungshaltungen der B�rger sind eher gestiegen. Die Interak-
tionsmuster und wechselseitigen Verhandlungspotenziale von Staat
und Großunternehmen befinden sich im Wandel.

Das Kolloquium ging von Fragen aus, die J�rgen Kocka in seinen For-
schungen geleitet haben und in einem globalisierten Kontext weiterhin
leiten: Welchem Wandel unterliegen Organisation und Struktur von
Unternehmen im Ausgriff von der nationalen zur globalen Produk-
tions- und Handelsebene? Verliert insbesondere die Unternehmens-
kultur – deren „Angeh�rige durch gemeinsame �berzeugungen, Ein-
stellungen, Gewohnheiten und Wirklichkeitsinterpretationen ver-
bunden sind, unterst�tzt von gemeinsamen Symbolen und Ritualen“
(J�rgen Kocka) – im transnationalen Ausgriff ihre Eigenart und sta-
bilisierende Funktion? Inwieweit l�sst sich ein Funktionswandel des
Managements, aber auch der betrieblichen Interessenvertretung aus
Prozessen der Globalisierung erkl�ren? Entwickeln sich in global t�ti-
gen Unternehmen Konzepte von Governance, die an die Stelle nach-
lassender staatlicher Probleml�sungskapazit�ten treten? Insgesamt
wird zu fragen sein, wie viel „Staat“ entwickelte Gesellschaften brau-
chen und wie viel sie wollen. Welchen Staat wollen die Unternehmen?
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Ist dies immer nur der „schlanke“ Staat? Beschreibt die angel-
s�chsische Variante des Kapitalismus die Zukunft auch des konti-
nentaleurop�ischen Staates im Zuge der Globalisierung?

Drei der Vortr�ge werden hier in �berarbeiteter Form ver�ffentlicht.
Sie gehen von historischen Grundlagen aus und entsprechen zugleich
dem interdisziplin�ren Ansatz des WZB: die Geschichtswissenschaft
mit den systematischen Sozialwissenschaften und der Rechtswissen-
schaft zu verbinden. Unter diesen verschiedenen disziplin�ren Per-
spektiven wird nach dem entscheidend Neuen einer Unternehmens-
Governance im Sinne von Br�chen gefragt und nicht kontinuierlichen
Entwicklungen im Zuge von Globalisierungsprozessen. Setzen sich glo-
bal „good practice“-Modelle durch oder sind doch nationale Pfadab-
h�ngigkeiten weiterhin dominant?

Gerald Feldmans Beitrag befasst sich mit „The Experiences of German
Enterprises with Globalization in the 19th and 20th Centuries“. Seine
historischen Studien zur Unternehmensgeschichte sind den Arbeiten
von J�rgen Kocka thematisch am n�chsten in der Runde. Es sind Ar-
beiten �ber die Deutsche Bank, die Allianz und die Dresdner Bank,
samt und sonders global players, die einmal von Deutschland ihren
Ausgang genommen haben. Mit Blick auf �konomische Aspekte glo-
baler Unternehmensf�hrung konzentriert sich Dieter Sadowski auf die
„Besch�ftigungspolitik multinationaler Unternehmen in der Krise“. Er
untersucht die Kriterien der Verteilung von Anpassungsleistungen mul-
tinationaler Unternehmen auf die unterschiedlichen Standorte, wobei
es um sozialpolitische, betriebs- und volkswirtschaftliche Konse-
quenzen geht. Gunther Teubners Thema ist „Wirtschaftsrecht und glo-
bal governance“, aus dem er das Thema „Corporate Codes multina-
tionaler Unternehmen“ herausgreift. Aus systemtheoretischer Per-
spektive zeichnet er nach, wie Corporate Codes multinationaler
Unternehmen als neuartige Ordnungsstrukturen entstehen, die weder
auf ein Interessenverfolgungsmonopol der Anteilseigner noch auf eine
Partizipation der Arbeitnehmerorganisation gerichtet sind.

Dieter Gosewinkel / Dagmar Simon
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The Experiences of German
Enterprises with Globalization
in the 19th and 20th Centuries
Gerald D. Feldman

Recent scholarship has demonstrated that what we call globalization
is not as new as our use of the term and as we thought it was. It has a
history, as is well demonstrated in a number of important recent pu-
blications, Harold James’s “The End of Globalization. Lessons from the
Great Depression“ in 2001, Jeffrey Frieden’s “Global Capitalism: Its
Fall and Rise in the Twentieth Century“ in 2006, and, specifically per-
taining to Germany, Cornelius Torp’s “Die Herausforderung der Glo-
balisierung. Wirtschaft und Politik in Deutschland 1860–1914“, an
important doctoral dissertation done under the direction of Hans-Ul-
rich Wehler and published in 2005.

As an historian, I am of course overjoyed to be kept in business, but I
seriously believe that the historical dimension does add something im-
portant and vital to current debates. For one thing, it shows that glo-
balizations can be studied and compared over time. Historical studies
show that the globalization, in its earlier incarnation in the period be-
tween 1870 and 1914, was an extraordinarily complex and relatively
successful phenomenon for as long as it lasted. It involved a massive
migration of both capital and people, and the capital, particularly that
of Great Britain, flowed in large amounts to developed rather than un-
derdeveloped countries and helped promote a great deal of economic
growth. The migration of peoples throughout the globe to developed
and underdeveloped regions was no less extraordinary, and it is worth
noting that there was substantial migration of labor within Europe. In
the heavy industry of the Saar, for example, there were substantial
numbers of Italian, Slovenian, Hungarian, Serb, and Croatian workers.
There was remarkably little government interference, the global capi-
talism of the age resting on the gold standard and international trade,
investment and labor moving freely within the context of well un-
derstood rules. Despite various calls for tariffs in different countries for
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different reasons, tariffs were basically moderate and trade had been
liberalized. Furthermore, the system seemed to be spreading across
the world to Japan and some of the South American states.

This said, there were obvious and important differences between glo-
balization then and globalization now as reflected in the change in
the products and services being traded, the revolution in communica-
tions, and the development of multinational corporations and inter-
national institutions. Needless to say, the earlier period was also the
heyday of colonialism and imperialism, and there were those who
were left out and those who were exploited, and the more developed
countries often benefited at the expense of the less developed, pro-
blems which continue to exist today in different forms. As Jeffrey Frie-
den rightly notes, however, the first period of globalization was better
than what came before and certainly better than what came after.

At the same time, the study of past globalization is a sobering re-
minder that globalization is not written in the stars and that it was
not only brought to a rude halt by the great political cataclysm of the
First World War, but was also reversed, giving way to the dys-
functional nationalist economic policies that followed both the Great
War and the Great Depression. If these historical experiences should
give pause to those optimistic supporters of globalization who are cer-
tain that it is an unstoppable development, it should also serve as a
warning to those windy opponents of globalization who never seem to
quite spell out what the alternative might or should be. In any case, I
will confine myself here to the topic of the historical experience of
Germany and German enterprises with globalization in the hope that
this will provide some useful background for our symposium.

Let me open my discussion with a quotation from an old friend, so to
speak, who has been a major subject of my researches and writings
over the years, Hugo Stinnes, who lived between 1870 and 1924. He
was one of the great concern builders of German industry in the years
before the war, and an important albeit troublesome figure in politics
and economics between 1914 and his death. At the end of the First
World War, a somewhat dubious but sometimes influential person by
the name of Arnold Rechberg argued that the problems of inter-
national reconciliation and reconstruction could best be carried out
through foreign participation in German enterprises and international
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mergers between German and English and American concerns. Stinnes
was extremely hostile to such ideas, which he viewed as threatening
to his own interests and which, as was his habit, he then attacked on
grounds of self-serving general principles of his own invention:

“Großunternehmen k�nnen nur zusammengehen, wenn sie im glei-
chen Geist geleitet sind. Wenn man z. B. der Firma Krupp oder mir
zumuten wollte, ich sollte mich f�r alle Ewigkeit mit den Unterneh-
mungen der Firma Thyssen filieren, so w�rde ich vorziehen, meine in-
dustriellen Beteiligungen zu verkaufen und mich aufs Land zur�ck-
zuziehen, ehe ich eine solche Ehe eingehen w�rde. Wieviel gr�ßer w�-
ren aber noch die Bedenken bez�glich des Zusammengehens mit
ausl�ndischen Unternehmern, deren Auffassungen von Gesch�ft und
Pflichten des Unternehmertums so himmelweit differieren, wie zurzeit
das allgemein in England und Deutschland der Fall ist. Hinzu kommt,
daß der englische Unternehmer in vielen Industrien durch gr�ßere Zu-
sammenschl�sse durchaus nicht erzogen ist, daß er rein individualis-
tisch seine Unternehmungen verfolgt. Ich bin der Meinung, daß der an
sich richtige Gedanke des Zusammenschlusses englisch-deutsch-fran-
z�sisch-russisch-amerikanischer Interessen durch taktloses und auf-
dringliches Anbieten von vornherein diskreditiert werden wird (. . .).
Mein Urteil geht kurz gefaßt dahin, daß alle L�nder sich handlungs-
f�hige Zusammenschl�sse ihrer Industrien schaffen m�ssen, die na-
mentlich in den Neulandgebieten große Kulturaufgaben gemeinsam in
die Hand nehmen m�ssen, und daß auf Grund solcher gemeinsamer
Arbeit, nachdem die leitenden K�pfe der verschiedenen L�nder sich
n�her gekommen sind, sich kennen und sch�tzen gelernt haben, Inter-
essengemeinschaften sich bilden k�nnen und gef�rdert werden soll-
ten, die f�r die Zukunft manchen Anlaß zu kriegerischen Verwicklun-
gen ausr�umen k�nnen.“

Also sprach Stinnes. One wonders what he would say if he came back
today and took a look at the present scene and the mergers and ac-
quisitions that have been effectuated very recently: Thyssen/Krupp,
Daimler/Chrysler, Vodafone AirTouch/Mannesmann, Deutsche Bank/
Morgan Grenville, Deutsche Bank/Guaranty Trust, Allianz/Dresdner
Bank, Credito Italiano/Hypovereinsbank, BankAustria/Creditanstalt.
Undoubtedly he would have concocted new general principles and
done everything possible to get in on the opportunities, since he was
not the type to retire to the countryside. He certainly was a closet glo-

10



balizer, having come into the possession of one of England’s most pro-
mising mining companies in 1914, the Northern Union Mining Com-
pany, and gained control over mining enterprises in Turkey. Before he
died his ships were carrying thousands of Virgin Mary dolls for sale in
Latin America, to which he also transported the Circus Sarrasani for a
grand tour and a better food supply for the animals. He, like Thyssen,
and the Mannesmann, Siemens, and great German chemical enter-
prises were global players before and even after 1914, but they were
rooted in Germany as a nation and showed little concern about their
corporate cultures, not because they were unaware of their special
way of doing things but rather because their corporate identities, in
contrast to today, were not threatened.

As the quotation from Stinnes demonstrated, Stinnes did not really
transcend the nation-state in his thinking, and as Lothar Gall has co-
gently argued in his recent biography of a much more contemporary fi-
gure, the banker Hermann Josef Abs, Abs’s thought and action also re-
mained confined to the banking world he knew which, in many re-
spects, antedated the First World War and found its apogee in the
reconstruction of the German banking system under his auspices in
the late 1950s. To be sure, he was an international figure, but he was
very resistant to the internationalization of economic and finance mar-
kets, and did not share the willingness of the new generation of ban-
kers to enter into international emissions and international asset ma-
nagement. In the last analysis, he was the great representative – some
would argue, the creator – of Germany Inc., that peculiar thing known
as Rhenish capitalism, with its spirit of mutual cooperation between
banking and industry, compromise within the business community, or-
derly adjustment of the relations between the business community and
labor, and emphasis on stakeholder rather than shareholder values.

In recent years, something of a revolution has taken place in our un-
derstanding of the way the German economy has functioned over
time. Where previously attention was concentrated on the allegedly
crucial role of banks in German industrialization, recent research has
questioned this model for the period before 1914, and the old “orga-
nized capitalism“ argument has been called into question. J�rgen
Kocka’s seminal work on German management, with its emphasis on
pre-industrial legacies and bureaucratic models has, in its latest itera-
tions, issued a summons for more research on how corporations and
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enterprises in Germany actually functioned, since it is obvious that
German enterprises were very modern, productive, and competitive.
As he has pointed out, what separates the expectations of bureaucrats
from those of managers is performance (Leistung) as this is measured
by the market. Indeed, it is a great quality of his scholarship that he is
willing to think and rethink paradigms, and thus force us to do the
same despite our natural disinclination to do so. In any case, one must
recognize that both industry and banks before 1914 competed suc-
cessfully in the globalization of that age, and their achievement was in
the last analysis the victim of German and international illiberal poli-
tics rather than illiberal economics.

Most recently, Werner Abelshauser has gone so far as to argue that
Germany developed an “economic culture“ before 1914 that was par-
ticularly suitable to the needs of globalization because it had a coordi-
nated market economy with strong corporatist traditions and a “pro-
duction-centered capitalism regulated by the interventionist state“.
Certainly corporatist traditions, provided they are societal, do not pre-
clude liberal economic practice, and pre-1914 German economy was
in any case much less organized and coherent than has been preten-
ded. But if Germany had a liberal capitalism before 1914 despite the
many illiberal features of German politics and society, then one must
raise the question of when, if ever, it really nurtured, along with Ja-
pan, an allegedly illiberal bank-based capitalism, as it has been de-
scribed in recent literature, that stands in sharp contrast to the Anglo-
American liberal, market-based model? Sigurt Vitols has argued that
the change took place in the 1930s and 1940s as a response to the
Great Depression. This corresponds rather neatly with the argument of
Harold James that the Great Depression marked the true end of glo-
balization because of the flight from internationalization and the tri-
umph of nationalism, which manifested itself economically in the form
of increased government regulation, exchange controls, and an em-
phasis on the importance of ethnic identity so that immigration only
became acceptable in the form of slave and forced labor. Manifestly,
the defeat of Germany and Japan put an end to the authoritarian
abuse of capitalism and its institutions, but this did not mean a tri-
umph of liberal capitalism but rather, if the “Varieties of Capitalism“
argumentation of Professors Peter Hall and David Soskice is to be ac-
cepted, a continuation of path-dependent non-liberal capitalism in
Germany, that manifested itself in the cumbersome, slow-moving,
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consensus-based Rhenish capitalism that probably reached its high
point in the 1970s and 1980s.

It was prepared for, of course, by the solidaristic social market econ-
omy of the 1950s and 1960s, which was a clear reaction to the ten-
sions between industry and labor which were viewed as the source of
Weimar’s demise. Nevertheless, at its apogee in the 1970s and 1980s
Deutschland Inc. people spoke with admiration about a “German mo-
del“. For more critical souls, the 1970s were a period in which the
German economy seemed dominated by the banks, and much of the
discussion of the power of banks (Bankenmacht) took place at that
time, while the 1980s evinced the early signs of problems with the
“German model“ arising from structural rigidities in the social market
economy and the beginnings of an unemployment problem that has
continued to this day.

There is not much admiring talk these days about the “German mo-
del“ either in Germany or elsewhere. On the one hand, there is much
worry about the disappearance of Germany Inc. thanks to globaliza-
tion and a whole series of developments in Germany’s economy that
alarm the public. One wonders if the Deutsche Bank is still Deutsch,
finds the takeover of German enterprises by foreigners deplorable,
speaks of the heads of hedge funds as locusts, etc. On the other hand,
there has been a revolution in the concept of reform in Germany. It
now means liberalization of the regulations of the labor market, re-
duction of unemployment benefits, demands that the unemployed take
work – what President Clinton called workfare rather than welfare –
and a general dismantling of various aspects of the Sozialstaat which
were fundamental to the social consensus built up since 1945. Thus,
the demands of globalization are at once destroying Germany, Inc.
and the Sozialstaat at the same time. And the source of all this, at
least for some, can be identified quite easily. To put it in a nutshell,
Germany – and the rest of the world – is undergoing “Americaniza-
tion.“

The question of the Americanization of the German economy, and in-
deed of German and European culture, is a very old one, and there has
been considerable oscillation between positive and negative views of
this very fuzzy and contested phenomenon over the years. Much atten-
tion, for example, was paid to Frederick W. Taylor, although efforts to
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introduce his time and motion studies and proposed industrial practi-
ces led to major pre-1914 strikes at Bosch and at Renault. Much grea-
ter interest was shown in Taylorism in the Weimar Republic, as well as
to both the assembly-line practices and the consumerism connected
with Henry Ford. In fact, much of the transformation of managerial
methods in Germany and so-called “rationalization“ of German in-
dustry in the 1920s and early 1930s was attributed to American in-
fluence.

Certainly there were such influences, and German businessmen trav-
eled to the United States and paid attention to technological and or-
ganizational developments there in the 1920s as they were to do in
the 1940s and 1950s and thereafter until today. The assumption, ho-
wever, that they then returned home and “Americanized“ their enter-
prises has not held up under historical research, the most prominent
illustration of this being the work of Professor Jeffrey Fear of the Har-
vard Business School, whose recent study “Organizing Control. Au-
gust Thyssen and the Construction of German Corporate Manage-
ment“ seriously undermines the notion that the Vereinigte Stahlwerke
(Vestag) created in 1926, of which the Thyssen concern was the most
important part, was modeled after the United Steel Works in the USA
and various American models of accountancy, management, and
workplace organization. As he shows, the Vestag had the German
multi-subsidiary Konzern and not the American multi-divisional corpo-
ration as its foundation and did not need American inspiration to de-
velop multi-divisional organizations since this form had already been
introduced into Germany by major corporations.

Insofar as American models of accountancy were concerned, the Ger-
mans had their very own Eugen Schmalenbach, whose school of ac-
countancy was justly famous and best suited to the way the Germans
did business. As for Taylorism, the implementation of Taylorism in Ger-
many was most closely associated with Karl Arnhold, who headed the
DINTA, the German Institute for Technical Industrial Training, with its
emphasis on the industrial leadership of men and ideas of Werks-
gemeinschaft and Volksgemeinschaft, which happily had no counter-
parts in the United States. In short, what was taken over from the
Americans was poured into a German mold to conform to the German
way of doing things, and the Germans themselves had developed or-
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ganizational and technological approaches of their own which, ho-
wever, were often in advance of those of the Americans.

The second wave of “Americanization“ came after 1945 and has been
treated with considerable care and much enthusiasm by Volker Berg-
hahn, now of Columbia University. It has caused much debate, and
this is certainly not the place to review all the arguments. Manifestly,
a major cultural transfer did take place, reinforced by the Marshall
Plan and by the American occupation. Furthermore, the evidence sug-
gests that the Germans were most enthused about taking over Ame-
rican ideas and methods and West German industry was heavily in-
fluenced in this respect and especially influenced by American consu-
merism. The Americans obviously offered a world vision made all the
more attractive by what was going on the other side of the Iron Cur-
tain.

This said, however, one should also note the limitations of Ame-
ricanization in Germany. To take just three examples: First, the Ame-
ricans were totally unable to sell the Germans the American banking
system, and the great universal banks were reconstructed and doing
business in the old way by the late 1950s. Second, the Germans in-
troduced co-determination which then and now is central to industrial
relations in Germany and which is rejected by management and labor
in the United States. Third, while it is possible to argue that we were
most successful in getting the Germans to decartelize, a bit of water
must be poured into this wine. The chief actor in the entire decarte-
lization effort was Ludwig Erhard, whose ordo-liberalism did not come
from the United States, and it was he who both squelched legislation
proposed by the Americans as being inappropriate for German circum-
stances and then himself undertook the battle for anti-cartel legisla-
tion in 1955 against the leadership of the Bundesverband der Deut-
schen Industrie, which wished to retain the old and ineffective 1923
legislation.

The third wave of “Americanization“ that has been identified has been
the period since 1970, although it is important to disentangle the va-
rious strands of “Americanization“ during this rather lengthy period.
One of those that have been identified in an important study by Su-
sanne Hilger on the “’Amerikanisierung’ deutscher Unternehmen“
deals with the competitive strategies and managerial policies of Hen-
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kel, Siemens, and Daimler-Benz between 1945 and 1975. It uses ar-
chival materials from these concerns and shows the extent to which
American competition, on the one hand, and the need to transcend
the German market in a more systematic manner, on the other hand,
led these concerns to adopt not only new technologies emanating
from the United States but also personnel and public relations practi-
ces that were conscious appropriations of American ideas and tech-
niques.

Much of the pressure to generate these adaptations came from the
crisis of 1966/67, supplemented by the oil crises of the 1970s, which
forced a more dynamic adaptation to the need to expand markets and
compete with the Americans at home and abroad. Nevertheless, as
she also argues, the adaptation to American methods has been se-
lective, and there has been a reluctance to exceed certain levels of
growth and change the corporate culture to so great an extent that
there is a loss of corporate identity. One of the oddities of the situa-
tion is that the preoccupation with corporate image and corporate
identity is an American import that plays back as an anxiety about
changing image and losing identity because of Americanization. Some
of these worries can, of course, take on an absurd character. As Jeffrey
Fear has pointed out, the migration of German filmmakers to the Uni-
ted States and the influence of film noir could hardly be interpreted as
a “Germanization“ or “Europeanization“ of the American film in-
dustry.

In truth, there is plenty of transfer of production methods, technology,
labor organization techniques and the like not only from the US but
also from Japan, and no one today speaks of “Japanization,“ alt-
hough there has been plenty of borrowing from Japan in the field of
factory organization both here in Germany and in the United States.
Daimler today is benefiting from Chrysler’s earlier adaptation of some
of these Japanese methods. The stress on the dangers or benefits of
Americanization is obviously related to the dynamism of the American
economy and its enormous breakthroughs in IT and its increasingly
global reach since the fall of Communism. When it comes to global-
ization, however, the real worry finds expression in terms of the kind
of economic and corporate culture that has developed in the United
States and the threat that it allegedly represents.
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The seeds were laid in the 1980s, when the United States took a turn
in the direction of stressing deregulation, privatization, and share-
holder values. One of the ironies of the situation was that these prin-
ciples along with a strong diet of anti-unionism were put into practice
on this side of the Atlantic not because of Americans and their in-
fluence but rather because of English problems and the solutions pre-
sented by Margaret Thatcher. While the era of Helmuth Kohl was vie-
wed as a turn to the right, his long reign was in no way characterized
by significant influences toward a systemic change from either the
United States or Great Britain. Indeed, I was very struck in 1983 by a
speech he gave in which he specifically stated that the path taken by
Reagan and Thatcher in economic and social policies was not one that
Germans could or would follow. Obviously this was not a path Chan-
cellor Schr�der and Chancellor Merkel intended or intend to follow ei-
ther, although it must be said that if any Chancellor promoted a
goodly measure of what some would call “Americanization,“ then it
was Schr�der. There are of course those who argue that Germany –
and perhaps France – needs a Maggie Thatcher, but they will clearly
have to wait.

The tensions of the past few years, therefore, center around the kind
of globalization allegedly represented by Americanization, although
the evidence suggests that German enterprises have provided some
real initiatives quite autonomously in this area, and the number is
likely to increase as the EU allows and encourages more cross-border
mergers and acquisitions and as an international equity culture ex-
pands and makes the primacy of shareholder value more plausible de-
spite the prejudices against it. This will be even more the case if a
central feature of the American social system is adopted, namely, the
linking of pensions to investment funds of various kinds.

I do not want to suggest here that the inexorable march of history is
globalization American style, and there are those who argue, as do
Harm Schr�ter and Werner Abelshauser, that the German tradition of a
more cooperative and coordinated capitalism is a viable alternative, to
which one might add Abelshauser’s important point that the German
system of production has proven to be remarkably successful and ad-
aptable and, when viewed historically, has often been ahead of its
time and anticipated the future in significant respects. However, I find
myself a bit skeptical when it comes to agreeing with Abelshauser
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that we are confronting a clash of economic cultures in which the
American and German paths to globalization are diverging more and
more. The dilemma demonstrated by globalization for Germany, ho-
wever, is that it is a bit of a three-ring circus, in which Germany, the
EU, and the United States have somehow to come to terms with one
another and the rather larger globe. The American way may not be the
way in economic organization any more than it is in foreign policy, but
its lessons and successes can hardly be dealt with from the per-
spective of a clash of economic cultures and vain efforts to save the
identity and corporate culture of Germany, Inc.

Also, the real challenges to the German way of doing things may not
come from Americanization at all, but rather from the dilemmas of Eu-
ropeanization. The EU is itself an important reflection of globalization
but also a constantly expanding entity confronted worldwide by glo-
balization. The biggest challenge, therefore, may lie in the realm of in-
stitutional creativity in which enterprises and governments need to
create new instruments and institutions to deal with unemployment,
immigration, borders deliberately made porous, and new and easily
transferable technologies.
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Die Besch�ftigungspolitik
multinationaler Unternehmen
in der Krise
Dieter Sadowski

Das Beispiel General Motors

Vor 65 Jahren war General Motors (GM) das gr�ßte Unternehmen der
Welt. Vor gut 50 Jahren kontrollierte es mehr als die H�lfte des ame-
rikanischen Automobilmarktes. Laut UNCTAD 2004 hielt General Mo-
tors noch im Jahre 2002 Rang f�nf in der Liste der nach Auslands-
verm�gen gestaffelten Unternehmen in der Welt, GM besch�ftigte
100.000 Arbeitnehmer (von 350.000 insgesamt) in 43 Staaten außer-
halb der USA. Die Tochter Adam Opel AG ist nach Ums�tzen das
gr�ßte amerikanische Industrieunternehmen in Deutschland und be-
sch�ftigt circa 30.000 Menschen. Absatzzahlen weit unter der Kapazi-
t�tsgrenze aber haben in den letzten Jahren hohe Verluste verursacht.
Unter anderem haben die Verbindlichkeiten aus Krankenversicherungs-
und Ruhegeldzusagen an eine ehemals sehr viel gr�ßere Belegschaft
im Jahr 2005 die Kreditw�rdigkeit des Konzerns so sehr beeintr�chtigt,
dass dessen Anleihen auf Ramschstatus gesetzt worden sind. Sogar
Spekulationen �ber eine drohende Insolvenz wurden ernst genommen.
Auch wenn einzelne Automobilbauer – in Frankreich und Deutschland,
aber auch in Japan und Korea – ihren Absatz durch eine marktn�here
Produkt- und Preispolitik in der j�ngsten Vergangenheit steigern konn-
ten und BMW in Leipzig sogar noch neu investiert hat (mit nennens-
werter staatlicher Hilfe), f�hren die �berkapazit�ten im Automobilbau
zu einem Verdr�ngungswettbewerb. Dieser zwingt neben GM auch an-
dere multinationalen Konzerne zu starken Einschnitten,nicht zuletzt
bei den Arbeitskosten: Ford, VW, DaimlerChrysler, Fiat – um nur die
Giganten zu nennen.

Bei GM sollen bis 2008 in den USA und Kanada 30.000 Stellen ge-
strichen werden, das ist jeder 10. Arbeitsplatz. Dabei sollen neun Pro-
duktionswerke und drei Standorte f�r Service und Autoteile ganz ge-
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schlossen werden. Nachdem 2005 in Europa schon 12.000 Stellen
weggefallen sind, sollten nach den Pl�nen des letzten Jahres weitere
12.000 Stellen gestrichen werden, etwa 10.000 in Deutschland bei
Opel. Aktuell sind trotz der Arbeitsplatzgarantien aus einem „Zu-
kunftssicherungsvertrag“ des Jahres 2005 weitere Produktionsver-
schiebungen und Umschichtungen zwischen den Werken in Deutsch-
land, Belgien, England, Polen, Russland, Ungarn und Portugal – hier
sogar eine Werksschließung – im Gespr�ch. Nach einem Bericht der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 7. April 2006 betr�gt der durch-
schnittliche Stundenlohn eines Arbeiters in Kaliningrad 1,14 E, in Bo-
chum 35 E. Die Betriebsr�te in Deutschland bieten Arbeitszeitverk�r-
zungen an, f�rchten aber die Schließung ganzer Werke – und nicht
selten damit den Niedergang ganzer Standorte. Die Arbeitnehmerver-
treter drohen europaweite Aktionstage an.

Die Kriterien und die Verfahren der Verteilung von Anpassungslasten
auf die Arbeitnehmer der unterschiedlichen Werke und Standorte ste-
hen im Mittelpunkt meines Beitrags. Nur scheinbar begebe ich mich
damit auf rein sozialpolitisches Gel�nde; ich werde zeigen, inwiefern
gerade die internationale Lastenverteilung betriebs- und volkswirt-
schaftlich folgenreich ist.

Sanierungskosten: Intern und extern,
�konomisch und politisch

Meine Grundthese ist sehr einfach: Jede konkrete Lastenverteilung
verursacht monet�re Desinvestitionskosten (Stilllegungs- oder Schlie-
ßungskosten, Abfindungen), und jede konkrete Lastenverteilung wird
von den Betroffenen als mehr oder weniger gerecht empfunden und
akzeptiert. Vergleichen sich die Arbeitnehmer eines Unternehmens in-
ternational untereinander und gewinnt eine Gruppe den Eindruck na-
tionaler Diskriminierung, dann ist anzunehmen, dass dies nationale,
wenn nicht gar nationalistische Ressentiments der Benachteiligten
sch�rt. Dies k�nnte das Zusammengeh�rigkeitsgef�hl und den Ko-
operationswillen innerhalb des Unternehmens beeintr�chtigen, aber
auch außerhalb des Unternehmens die notwendige politische Akzep-
tanz f�r eine offene Volkswirtschaft sinken lassen. Ein gelingender
grenz�berschreitender Interessenausgleich im Unternehmen sollte
hingegen internationale Orientierungen oder gar eine internationale
Identit�t beg�nstigen.
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Ich �bertrage also die Idee der Kuppelproduktion von wirtschaftlich er-
w�nschten G�tern und gleichzeitigen Belastungen der nat�rlichen
Umwelt auf Sanierungen. Diese k�nnen zwar Produktionskosten ver-
ringern, aber Legitimit�tsverluste mit sich bringen. Ist die Analogie
stichhaltig, so legt sie zwanglos die Vermutung nahe, dass in der ein-
zelwirtschaftlichen Kalkulation der Unternehmen die verursachte Sch�-
digung der politischen Umwelt nur insoweit ber�cksichtigt wird, als
sie unternehmensintern sp�rbar wird oder aber extern zu Handels-
boykotts der eigenen Produkte f�hrt. Eine �ber dieses unmittelbare Ei-
geninteresse des einzelnen Unternehmens hinausgehende Internalisie-
rung der negativen externen Effekte wird wohl nur durch staatliche
Regulierung erfolgen – selbst wenn kein Zweifel daran bestehen kann,
dass multinational t�tige Unternehmen in ihrer Gesamtheit auf die
grunds�tzliche Zustimmung der B�rger zu offenen Grenzen ange-
wiesen sind und deshalb ein mittelbares, kollektives Interesse an der
Reduktion der politischen Kosten ihres Tuns haben m�ssen.

Politische Rhetorik versus Empirie

Die Unterscheidungen von „Mutter- und Tochterunternehmen“ und
„Heimat- und Gastland“ erlauben gewiss, historisch korrekt die Ent-
stehung vieler multinationaler Unternehmen zu beschreiben, aber die
Assoziation von famili�rer Bindung und heimatlicher Verankerung
scheint f�r entwickelte transnationale Unternehmen nicht g�ltig zu
sein. Im Gegenteil, sie gelten vielen in vielen L�ndern als
„decoupled“, „detached“ oder „footloose“, als wurzellos, vaga-
bundierend und „vaterlandslos“. Wer Gewinne durch interne Verrech-
nungspreise dort verschwinden l�sst, wo Einkommenssteuern hoch
sind, schr�nkt die Handlungsspielr�ume von Regierungen ein – nicht
nur, aber besonders gravierend in Entwicklungsl�ndern. Wer mobil ist
und mit Produktionsverlagerungen drohen kann, h�hlt die Verhand-
lungsmacht von Gewerkschaften aus.

Die Zahlen sprechen eine deutliche Sprache. Im Durchschnitt verdienen
die 40 gr�ßten multinationalen Unternehmen heute 59 Prozent ihrer
Ertr�ge durch Produktion im Ausland, wo sie 55 Prozent ihrer Beleg-
schaften besch�ftigen. Die Eigent�mer sind ebenfalls international ver-
teilt, wenn auch in deutlich geringerem Maße, wie im Economist vom
25. April 2006 dargestellt. So nimmt es nicht Wunder, wenn der Ruf
nach „�konomischem Patriotismus“ in der deutschen und euro-
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p�ischen – mehr in der franz�sischen, weniger der britischen – �ffent-
lichkeit und auch schon in den neuen Beitrittsl�ndern der EU erschallt
und viele Regierungen den protektionistischen W�nschen ihrer W�hler
nach nationalen Champions wider Geist und Gesetz der Europ�ischen
Integration nachgeben wollen. Die politische Rhetorik von Chauvinis-
mus und Patriotismus jedoch steht in auff�lligem Gegensatz zur An-
siedlungspolitik und zu den Fakten. Ich nenne einige Beispiele.

d Aus Indonesien wird das Bonmot berichtet, nur eins sei �bler als
von einem multinationalen Unternehmen ausgebeutet zu werden:
nicht von einem multinationalen Unternehmen ausgebeutet zu
werden. Ich erinnere auch an die mitunter als „bidding wars“ be-
zeichneten Subventionswettbewerbe um Industrieansiedlungen,
nicht zuletzt um Automobilwerke, zwischen Kommunen, Regionen
und Staaten auch in der entwickelten Welt.

d Die in der Selbstwahrnehmung oder Selbstdarstellung von Unter-
nehmen dominanten Gr�nde f�r deren ausl�ndische Direktinve-
stitionen, n�mlich hohen Steuerlasten und hohen Arbeitskosten
auszuweichen, lassen sich in den Daten kaum entdecken. Unter-
nehmen aus Deutschland beispielsweise – um nicht zu implizieren
„deutsche“ Unternehmen – hielten 2001 �ber 80 Prozent ihrer
ausw�rtigen ausl�ndischen Direktinvestitionen in entwickelten
L�ndern – 38,9 Prozent in der EU, 41,1 Prozent in den USA – und
nur zu rund 4 Prozent jeweils in �bergangs- und Entwicklungsl�n-
dern, sie suchen zuvorderst mit ihrer ausl�ndischen Produktion
wohl Absatzmarktn�he, weniger Kostenvorteile.

d Die vielfach beschworenen Lohnkostenvorteile als wichtiges Motiv
in der deutschen gewerblichen Industrie sind gerade f�r die ost-
europ�ischen Transitions-�konomien auszumachen, wo sich mit
16 Prozent �berproportional viele der insgesamt Besch�ftigten
fanden (zum Vergleich: in China knapp sind das 3 Prozent, in allen
Entwicklungsl�ndern 7 Prozent). Konings und Murphy haben be-
rechnet, dass die Besch�ftigung im Mutterunternehmen durch-
schnittlich zwischen 1,5 Prozent und 2 Prozent sinkt, wenn die
Lohnkosten in den Tochterunternehmen um 10 Prozent fallen. Hier
sind auch makro�konomisch eindeutige Konkurrenzeffekte zu ver-
merken: Ein einprozentiger Anstieg der Lohndifferenz zwischen
deutschen und mittel- und osteurop�ischen Standorten reduziert

24



laut Becker die Zahl der Arbeitspl�tze der mehrheitlich in deut-
schem Eigentum befindlichen Mutterunternehmen um 900 und er-
h�ht die Zahl der – vor allem qualifizierten – Arbeitspl�tze in Mit-
tel- und Osteuropa um 5.000. Die Lohnkostennachteile lassen ent-
gegen dem �blichen Verdacht nicht die Geringqualifizierten durch
Outsourcing verlieren, sondern vor allem die H�herqualifizierten in
den Unternehmen der Mutterl�nder – zu Gunsten der H�her-
qualifizierten in den osteurop�ischen L�ndern.

d Die h�here Beweglichkeit multinationaler Unternehmen kann
schließlich auch R�ckkehr bedeuten: Manche Sch�tzungen gehen
davon aus, dass im Jahr 1999 f�r Deutschland auf vier aus-
lagernde ein r�ckverlagernder Betrieb kam. Insgesamt jedenfalls
sind die von multinationalen Unternehmen geschaffenen Arbeits-
pl�tze langlebiger als die in einheimischen Unternehmen geschaf-
fenen, aber multinationale Unternehmen schließen verschiedenen
Studien zufolge ihre Fabriken in Krisenzeiten ceteris paribus ra-
scher als einheimische Unternehmen.

Die �konomische Kontingenz der Besch�ftigungsentscheidungen mul-
tinationaler Unternehmen zeigt sich auff�llig, wo Lohnkostenvorteile
einzelner T�chter Besch�ftigungsr�ckg�nge sowohl in der Mutterge-
sellschaft, deutlich st�rker aber in anderen Tochtergesellschaften zur
Folge haben: Nach Brainard und Riker f�hrte in den 1980er Jahren
eine zehnprozentige Lohnsenkung in Mexiko zu einem R�ckgang der
Besch�ftigung in den US-Mutterunternehmen um 0,17 Prozent, in an-
deren Entwicklungsl�ndern, wie etwa Malaysia, wurde 1,6 Prozent der
Belegschaft gek�ndigt, aber gleichzeitig stieg in Kanada die Beleg-
schaft der Tochterunternehmen um 0,5 Prozent.

Offenbar k�nnen in einem Unternehmen gleichzeitig Interessenkon-
flikte und Interessengemeinsamkeiten zwischen Mutter und T�chtern
sowie zwischen den Tochterunternehmen herrschen, je nach Arbeits-
teilung und Produktionsinterdependenz im Konzern – und offenbar
spielt Fremdheit als solche in den Entscheidungen multinationaler Un-
ternehmen keine Rolle: Es geht ihnen um Ertragsaussichten, nicht um
nationale Zugeh�rigkeiten. So viel zur �konomischen oder Marktlogik
ihrer Besch�ftigungsentscheidungen.
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Sozio�konomische Logik:
Indifferenz gegen�ber Nationalgef�hlen

Wenn die mit Kontingenz und Indifferenz gegen�ber Grenzen ein-
hergehende Wechselhaftigkeit der Entscheidungen zu Verst�ndnis-
losigkeit in den Belegschaften und der �ffentlichkeit f�hrt, ist der Vor-
wurf des vagabundierenden Kapitals nicht weit, und er ist schwer zu
entkr�ften. Es ist anzunehmen, dass die von Entscheidungen oder Ent-
wicklungen Benachteiligten den Verdacht der Unsachlichkeit – der Va-
terlandslosigkeit ebenso wie des Chauvinismus – und den Vorwurf
fehlender Fairness ins Feld f�hren und Gleichbehandlung fordern wer-
den, zun�chst und vor allem gegen�ber dem Arbeitgeber, als Forde-
rung von Solidarit�t aber auch gegen�ber den „bevorzugten Kolle-
gen“. Mit solchen subjektiven Wahrnehmungen und ihrer politischen
Artikulation muss sich Unternehmenspolitik auseinandersetzen, wenn
sie ihre Motivationsfolgen bedenken will. Untersuchen wir daher nun
die sozio�konomische Logik der Personalpolitik multinationaler Unter-
nehmen.

Ein empirisch durch Budd, Konings und auch Slaughter wohl belegtes
Beispiel ist das folgende: Wenn die Gewinne in US-amerikanischen
Muttergesellschaften steigen, so steigen auch ceteris paribus die
L�hne in den Tochterunternehmen betr�chtlich, jedenfalls in mehr-
heitlich kontrollierten Tochterunternehmen im Ausland. Solches rent
sharing l�sst sich als Indiz daf�r werten, dass multinationale Unter-
nehmen Fairnessvorstellungen ihrer Arbeitnehmer in einem gewissen
Maße grenz�berschreitend beachten, sie sind sich vermutlich ihrer
„liability of foreignness“ bewusst.

Kann sich ein Gef�hl von Fairness und Gleichbehandlung auch bei
Lohnk�rzungen und Entlassungen einstellen? Die Arbeitnehmerre-
aktionen auf zwei konkrete Restrukturierungen in multinationalen Un-
ternehmen hat j�ngst Bourgain untersucht. In beiden F�llen ging es
um gleichzeitige Entlassungen in Konzernen mit T�chtern in Deutsch-
land und Frankreich in den Jahren 1997 und 2001. Obwohl es keine
expliziten grenz�berschreitenden Verhandlungen gab und die rechtli-
chen Regelungen von Massenentlassungen trotz einer europ�ischen
Richtlinie in beiden L�ndern durchaus verschieden sind und nicht ein-
mal die Details der Sozialpl�ne ausgetauscht wurden, gab es erstaun-
lich �hnliche Entlassungen: ein Viertel der tariflichen Arbeitnehmer im
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Fall von Vallourec & Mannesmann Tubes, ca. 40 Prozent bei EADS
Frankreich und Deutschland, wo auch leitende Angestellte in die Ab-
findungspl�ne einbezogen wurden, die nicht berechtigt an der Bei-
teiligung am Sozialplan waren. F�r die Autorin dr�ngt sich die Vor-
stellung eines „Gleichgewichts der Opfer“ als wichtigste Erkl�rung
auf, die Arbeitgeber und Arbeitnehmervertreter teilen. „Ce principe
[d’un �quilibre des sacrifices] oblige, � jongler en permanence entre
diplomatie politique et efficacit� �conomique et s’apparente plus �
une ‘logique politique’ qu’� une logique �conomique rationelle.“

Die Gleichheit der Opfer impliziert nicht immer identische L�sungen,
wie von Gerlach gerade sehr sch�n mit Hilfe der Szenariotechnik f�r
Entlassungen und Lohnk�rzungen im Vergleich von Amerikanern, Ka-
nadiern und Deutschen nahe gelegt worden ist. Zwar gelten in allen
drei L�ndern Entlassungen und Lohnk�rzungen als legitim, wenn sie
wirtschaftlich unvermeidbar sind, sozial abgefedert werden und im
Laufe des Arbeitsverh�ltnisses implizit erworbene Anspr�che ber�ck-
sichtigen, aber w�hrend in Deutschland die Entlassung von Arbeit-
nehmern mit marktf�higen Qualifikationen als gerechter erscheint als
die Entlassung von unternehmensspezifisch qualifizierten Arbeit-
nehmern, gibt es in Nordamerika hier keinen Unterschied in der Be-
wertung, vermutlich weil in Deutschland das Risiko von Langzeitar-
beitslosigkeit h�her ist.

Abstrakter gefragt: Wie k�nnen und sollten Arbeitgeber und Arbeit-
nehmervertretungen – im eigenen und im Gesamtinteresse – mit dem
mehr oder weniger unvermeidlichen Abfallprodukt nationaler Ressen-
timents in Folge ihrer kontingenten und sachlich schwer nachvoll-
ziehbaren Besch�ftigungsentscheidungen umgehen? Bevor, wie bei
Kreikebaum, ein unausweichliches „ethisches Dilemma“ bei Sanie-
rungen mit Entlassungsnotwendigkeiten festgestellt wird, m�chte ich
pr�fen, ob private oder �ffentliche Verfahrensregeln die Vertei-
lungskonflikte lindern k�nnen. Selbst amerikanische und deutsche Ma-
nager sind mehrheitlich der Ansicht, dass es zwischen den Interessen
der Gastl�nder und denen des Heimatlandes ein nat�rliches Span-
nungsverh�ltnis gibt und stark zentralisierte Entscheidungsprozesse
die Interessen der lokalen Unternehmenseinheiten und der Gastl�nder
vernachl�ssigen. Deshalb bef�rworteten sie fast alle die Einbeziehung
lokaler F�hrungskr�fte in Entscheidungsprozesse der Gesamtunter-
nehmung. Nur die deutschen Manager sind nach Kreikebaum der An-
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sicht, dass ein gleichm�ßiger und umfassender Informationsaustausch
die Wertekonflikte reduziert.

Verfahrensregeln

Unter Vernachl�ssigung radikaler, systemfremder �berlegungen, die
Arbeitnehmer zu Miteigent�mern machen w�rden, wie Genossen-
schaften oder Arbeiterselbstverwaltung, ist zu �berlegen, was in Situa-
tionen erwartet werden kann, in denen die Arbeitnehmer und Arbeit-
geber miteinander sprechen und verhandeln.

Es ist wohl nicht weltfremd und in der �konomischen Theorie seit lan-
gem Tradition, anzunehmen, dass Verhandlungen �ber Lastenvertei-
lungen vom Sankt-Florians-Prinzip bestimmt werden. Wenn die Lasten
schon zu tragen sind, dann am besten von den Anderen – im End-
effekt werden die gr�ßten Belastungen wohl von denen getragen, de-
ren R�ckfallposition und Verhandlungsmacht am geringsten sind. Wo
Kompromisse zustande kommen, werden auch in ihrem Ergebnis uner-
w�nschte Entscheidungen um so eher akzeptiert, je st�rker die Ver-
fahren akzeptiert werden, die zu ihnen gef�hrt haben. Dabei ist die
Akzeptanz von Verhandlungsl�sungen laut Benz deutlich h�her als die
von Abstimmungen oder Losverfahren. Der Vermeidung nationalisti-
scher Ressentiments bei Schließungsentscheidungen sollte somit die
Vorschaltung von Verhandlungen dienlich sein. Das ist so plausibel,
dass ich es hier nicht weiter entfalten m�chte.

Stattdessen m�chte ich eine neuere mikro�konomische �berlegung
ansprechen, die außerhalb der traditionellen Annahmen der nicht-ko-
operativen Spiel- und Aushandlungstheorie liegt, n�mlich die Idee der
Ko-Evolution von Pr�ferenzen und Institutionen, wie sie j�ngst Bowles
entwickelt hat – in langer historischer Perspektive �brigens und mit
Verweis auf die Studien Kohns zur starken Bedeutung der Selbst-
bestimmung am Arbeitsplatz f�r die Einstellungen und Pr�ferenzen in
den �brigen Lebensbereichen. Bowles versucht zu zeigen, wie die
Lernregel „Ahme erfolgreiches und vorherrschendes Verhalten nach“
und unterschiedliche Formen sozialer Interaktion („Institutionen“) die
Entstehung von Pr�ferenzen erkl�ren k�nnen, etwa von Reziprozit�t
oder gar Altruismus, von Dispositionen also, die dann ihrerseits einen
Wandel von Institutionen begr�nden k�nnen:
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“The problem, then, is not to find a way to induce a homogene-
ous population of self-regarding individuals to implement a so-
cially desirable outcome. Rather, it is to devise rules such that in
cases in which cooperation is socially desirable, individuals with
other-regarding preferences will have opportunities to express
their pro-sociality in ways that induce all or most to cooperate, as
in the public goods with punishment experiments (. . .).“

Die Geschichte ist nicht reich an Beispielen spontaner internationaler
Arbeitnehmersolidarit�t, selbst wenn man sich auf das Gebiet der Eu-
rop�ischen Union beschr�nkt. Das geltende deutsche Betriebs-
verfassungsrecht sieht f�r Konzernbetriebsr�te keine Vertretung der
Arbeitnehmer in ausl�ndischen T�chtern vor. Umso wichtiger ist f�r
mein Argument die Frage, wohin sich die eine ganz besondere Institu-
tion europ�ischen Arbeitsrechts, die Europ�ischen Betriebsr�te, ent-
wickelt hat. (In den Fallstudien Bourgains gab es noch keine Euro-
p�ischen Betriebsr�te.)

Europ�ische Betriebsr�te

Nach der Richtlinie von 1994 m�ssen gemeinschaftsweit t�tige Unter-
nehmen mit mindestens 1.000 Arbeitnehmern insgesamt, wovon je-
weils mindestens 150 in zwei Mitgliedstaaten besch�ftigt sind, einen
Europ�ischen Betriebsrat einrichten. Ihrem urspr�nglichen Zweck zu-
folge dienen die Europ�ischen Betriebsr�te der Information und Kon-
sultation von Arbeitnehmern in Situationen, wo deren Interessen
durch Entscheidungen außerhalb desjenigen Mitgliedstaates ber�hrt
werden, in dem sie besch�ftigt sind. Heute gibt es Europ�ische Be-
triebsr�te in etwa 750 multinationalen Unternehmen mit insgesamt
15.000 Arbeitnehmerrepr�sentanten. Eine deutlich gr�ßere Zahl von
Unternehmen ist laut European Works Council Database der Verpflich-
tung noch nicht gefolgt. In circa 25 Unternehmen haben Konzernlei-
tung und Europ�ischer Betriebsrat nach Verhandlungen Vereinba-
rungen getroffen; das geht �ber die rechtlichen Mindestanforderungen
einer bloßen Anh�rung hinaus.

Ein fr�hes Diktum Streecks lautete, Europ�ische Betriebsr�te seien
„weder europ�isch noch Betriebsr�te“. 1996 f�rchtete Schulten „Kon-
zernsyndikalismus“. Und auch heute noch wird, etwa von Fayolle, die
Frage gestellt, ob die Europ�ischen Betriebsr�te eher ein „Mittel der
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Banalisierung“ oder einen „Schalthebel f�r Aktionen“ darstellen. Zwei
gewiss nicht repr�sentative, aber reale Beispiele aus der Automobil-
industrie m�gen die M�glichkeiten Europ�ischer Betriebsr�te zeigen,
im konzerninternen Standortwettbewerb zu agieren.

d W�hrend der wiederholten Krisen der damaligen englischen
BMW-Tochter Rover in den Jahren 1998 und 1999 hatten die
deutschen Mitglieder des Europ�ischen Betriebsrates, insbe-
sondere der Vorsitzende, entscheidenden Einfluss im Aufsichtsrat
des Unternehmens. Sie machten aber auch in Gespr�chen mit dem
englischen Joint Negotiation Committee ihren Einfluss geltend,
zun�chst um die Produktion neuer Modelle zugesichert zu be-
kommen, sp�ter dann, um einen schließungsbereiten Vorstands-
vorsitzenden zu verhindern. „These events have not only caused a
further bonding of relations between German and British EWC
members, but more importantly totally altered British employee
representatives’ view of both the EWC partnership practised in
Germany – their German counterparts no longer viewed as the
bosses’ lackey, but rather ’honest people who we have total faith
in‘“, zitiert Whitall ein Mitglied der British EWC.

Auch wenn die grenz�berschreitende Hilfe aus der Furcht geschah,
durch die Verluste der Tochter nicht die Mutter zu gef�hrden, h�t-
ten die deutschen Arbeitnehmervertreter ja von Anfang an f�r den
wenig sp�ter vom Management gefassten Entschluss, Rover zu
verkaufen, pl�dieren k�nnen.

d Bei General Motors hatte es im Laufe der 1990er Jahre schon eine
Reihe von nationalen und lokalen Standortvertr�gen gegeben, die
jeweils Kostensenkungsprogramme an Zusagen zum Erhalt der
Produktionsstandorte banden. Ende 2004 kam es – unter an-
derem nach einem europaweiten Tag von Demonstrationen – zu
einer Rahmenvereinbarung zwischen der Europ�ischen Konzernlei-
tung in Z�rich und dem Europ�ischen Betriebsrat, wonach Werks-
schließungen und unfreiwillige betriebsbedingte K�ndigungen
ausgeschlossen wurden. Im nationalen „Zukunftsvertrag 2010“
mit den Opel-Werken in Deutschland wurde der „freiwillige“ Per-
sonalabbau konkretisiert, es wurden Produktions- und Investi-
tionszusagen gemacht, aber auch vereinbart, dass zuk�nftige Mo-
dellzusagen und Volumensaufteilungen generell vom Ausgang ei-
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nes Kostenvergleichs zwischen den europ�ischen GM-Standorten
abh�ngig gemacht werden sollen.

Grenz�berschreitende Verhandlungsstrategien sind also m�glich, und
so findet dieser außergew�hnliche Vertrag verdientermaßen besondere
Anerkennung in der Literatur �ber Europ�ische Betriebsr�te. Aus ei-
nem bloßen Anh�rungsrecht ist eine gewisse Verhandlungsposition er-
wachsen, ohne dass gleichzeitig die verbleibenden großen Inter-
essendivergenzen zwischen den Standorten aufgehoben worden w�-
ren. Da der Personalabbau in Schweden beispielsweise sehr viel
leichter vonstatten geht als in Deutschland, f�rchteten die schwedi-
schen Arbeitnehmer Bartmann zufolge, allzu leicht Opfer anderswo
abgeschlossener Standortsicherungsvertr�ge werden zu k�nnen – im
letzten Jahr bei GM jedoch zu Unrecht.

Die aus der Aushandlungstheorie bekannte Einsicht, dass Informations-
austausch und Vertrauensaufbau an pers�nliches Kennenlernen ge-
bunden sind, gilt auch f�r die Mitglieder der Europ�ischen Betriebsr�te.
F�r sie stellen nicht nur die Seltenheit der Treffen – der Mindestan-
spruch ist bislang einmal pro Jahr –, sondern auch Sprachschwierigkei-
ten, Ausbildungsunterschiede sowie Differenzen in „Stand“ und natio-
naler Kultur der Interessenvertretung große Probleme dar. Deshalb darf
unter dem Druck des konzerninternen Wettbewerbs nicht mehr als eine
sehr allm�hliche Entwicklung grenz�berschreitender Kooperation er-
wartet werden. Dass grunds�tzlich Gleiches f�r das Verh�ltnis von Ma-
nagement und Betriebsratsmitgliedern gilt, kann nicht �berraschen,
eher wohl, dass dies unabh�ngig davon ist, ob in den L�ndern starke
Sozialpartnerschafts-Traditionen existiert haben oder nicht, wie Vitols
gezeigt hat.

Hermann Kotthoff hat auch Fallstudien zur Arbeit Europ�ischer Be-
triebsr�te gemacht. Er sieht bei denjenigen Europ�ischen Betriebs-
r�ten, deren Wirksamkeit �ber die Mindestvorgaben der Richtlinie hin-
aus gelangt ist, die „unmittelbar sp�rbare Interdependenz zwischen
den Betriebsst�tten in verschiedenen L�ndern“ als notwendige Vor-
aussetzung an; er betont die Kompetenz, den Europa-Idealismus und
die Ausdauer der herausgehobenen Akteure. Seine Fallstudien lassen
keine Illusionen zu: Der Europ�ische Betriebsrat ist im Allgemeinen
eine Veranstaltung von spezialisierten Funktion�ren. In diesen Be-
triebsr�ten gibt es Kotthoffs Fallstudien zufolge in der Regel keine eu-
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rop�ische Identit�t oder Solidarit�t im Sinne einer starken affektiven
Bindung. „F�r den EBR ist (. . .) nicht der nationale Rahmen, und auch
nicht prim�r ,Europa’ das Spielfeld, sondern die Innenwelt des globa-
len Konzerns.“ Wo aber dramatisch die Erfahrung gemeinsamer Be-
troffenheit gemacht wird, k�nnen funktionale und gesch�ftsm�ßige
Beziehungen in affektive Verbundenheit und eine europ�ische Identi-
t�t umschlagen. Es kann nicht �berraschen, wenn an dieser Stelle die
Vereinbarung von GM Europe aus dem Jahr 2004 zitiert wird.

Die „List der bisherigen Geschichte“ des Europ�ischen Betriebsrates
verbirgt sich nicht in einem singul�ren Ereignis; solche Internatio-
nalisierung der Pr�ferenzen ist vielmehr institutionell gest�tzt. Der
Wandel ruht Moreau zufolge auf einem schmalen, aber harten Sockel
zwingenden europ�ischen Arbeitsrechts, das seit 1975 Arbeit-
nehmerrechte bei Massenentlassungen, Betriebs�berg�ngen und Re-
strukturierungen geschaffen hat. Diese Rechtsentwicklung und die
Entstehung europ�ischer Identit�t aus der Bew�ltigung unternehmens-
interner Konflikte sind ihrerseits allm�hliches Resultat wirtschaftlicher
und politischer Auseinandersetzungen.

Hier scheint sich zu wiederholen, was J�rgen Kocka f�r die deutsche
Arbeiterbewegung festh�lt: „Die resolute Vertretung partikularer Inter-
essen kann zugleich den historischen Fortschritt bef�rdern.“ Dabei
w�ren hier anti-nationalistische Grundstr�mungen nicht so sehr als
Voraussetzung denn vielmehr als ein Ergebnis eines historischen Pro-
zesses zu verstehen, ein Ergebnis, an dem mitzuwirken gerade multi-
nationale Unternehmen ein elementares Interesse haben m�ssen.
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Corporate Codes
multinationaler Unternehmen
Unternehmensverfassung jenseits von Corporate Governance und ge-
setzlicher Mitbestimmung

Gunther Teubner

Zu den Verlierern der Globalisierung geh�rt die deutsche Unterneh-
mensverfassung. Im Kampf um die Mitbestimmung, der vor 30 Jahren
im historischen Kompromiss des deutschen Mitbestimmungsgesetzes
ein vers�hnliches Ende zu nehmen schien, d�rften sich inzwischen die
Machtverh�ltnisse so verschoben haben, dass die Anteilseigner einen
klaren Sieg davontragen und die Gewerkschaften sich nur noch R�ck-
zugsgefechte liefern. Mitbestimmung als unternehmensverfassungs-
rechtliche Leitformel wird von Corporate Governance abgel�st. Doch
ist es einigermaßen �berraschend, dass der gleiche Prozess der Glo-
balisierung, der die Mitbestimmung in die Defensive gedr�ngt hat, zu-
gleich viele multinationale Unternehmen (MNU) dazu gezwungen hat,
neue Formen der Unternehmensverfassung zu entwickeln, die jenseits
des Konflikts von Corporate Governance und Mitbestimmung ange-
siedelt sind. Corporate Codes multinationaler Unternehmen sind neu-
artige Ordnungsstrukturen, die weder auf ein Interessenverfolgungs-
monopol der Anteilseigner noch auf eine Partizipation der Arbeitneh-
merorganisationen gerichtet sind. Hier zeichnen sich andersartige
Institutionen der Sozialverantwortung von Unternehmen ab, deren Po-
tenzial jedoch schwer einzusch�tzen ist.

Corporate Codes der MNU reagieren auf neuartige Gef�hrdungen der
Arbeitsbedingungen und auf den Ausfall der traditionellen Akteure im
Prozess der Globalisierung. Die weltweite Vernetzung von M�rkten,
Kapital und Produktion l�sst die Standards der Arbeitsbedingungen in
den Entwicklungsl�ndern sinken und gef�hrdet zugleich die sozialen
Errungenschaften in fortgeschrittenen Industriel�ndern. F�r eine Ge-
gensteuerung fallen die Nationalstaaten weitgehend aus. Die Hoffnun-
gen auf traditionelle internationale Organisationen, besonders die In-
ternational Labour Organization, sind weitgehend entt�uscht, denn
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zwischenstaatliche Konventionen sind zwar verbindlich, aber nicht
durchsetzbar.

Wenig Erfolg versprechend sind schließlich Sozialklauseln in inter-
nationalen Handelsvertr�gen. Eher aussichtsreich erscheint demgegen-
�ber eine Strategie, in der der Druck von weltweiten sozialen Kon-
flikten, Protestbewegungen, Nichtregierungsorganisationen, inter-
nationalen Organisationen, insbesondere aber von staatlichen
Gerichten, die multinationalen Unternehmen zwingt, Selbstver-
pflichtungserkl�rungen – Codes of Conduct – abzugeben, in denen sie
sich zur Einhaltung von sozialen Standards verpflichten. Der Frank-
furter Arbeitsrechtler Manfred Weiss, der den Zielen der Industrial De-
mocracy verpflichtet ist, sieht im relativen Erfolg der Corporate Codes

„ (. . .) die zwangsl�ufige Folge der durch die Globalisierung der Wirt-
schaft erfolgten Machtverschiebung. Weder die Einzelstaaten noch die
internationalen Organisationen k�nnen die multinationalen Unter-
nehmen nennenswert in ihrem Bewegungsraum einschr�nken. Diese
beharren auf ihren durch das Freiwilligkeitsprinzip gesicherten Frei-
r�umen und nutzen sie zur Schaffung eigener Normgebilde. Auch
wenn es sich bei den Codes of Conduct nicht um Recht im tradierten
Sinne handelt, geht es doch um Regelwerke, bei denen die Erwartung
der Regeleinhaltung legitim ist. Entscheidend ist deshalb (. . .), daf�r
zu sorgen, dass das ,soft law’ nicht bloße Kosmetik bleibt. Wenn
NGOs, die Medien und vielleicht auch die Gewerkschaften ihre (. . .)
Bem�hungen noch verst�rken, wenn sich dadurch ein internationales
Bewusstsein f�r eine die Arbeitswelt mit reflektierende globale Zivilge-
sellschaft der Zukunft herausbildet, dann besteht Anlass zu großen
Hoffnungen.“

Diese Sicht ist prim�r an politischen Strategien und deren Erfolgen in-
teressiert. Rechtliche Aspekte der Codes of Conduct erscheinen eher
marginal. Die Codes l�gen im „juristischen Niemandsland“. Als soft
law seien sie ohnehin nicht einklagbar, sondern verpflichteten die Un-
ternehmen nur moralisch. Alles h�nge von den politischen Ver-
h�ltnissen ab: dem Gewicht der kontrollierenden Akteure und vor al-
lem der Mobilisierung der �ffentlichkeit, die Druck auf die Unter-
nehmen aus�be. Doch erscheint es lohnend, der Frage nachzugehen,
ob sich in den Corporate Codes nicht zugleich neuartige Rechts-
ph�nomene herausbilden, deren Eigengewicht nicht nur die Gewichte
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der rechtsetzenden Instanzen verschiebt, sondern gerade wegen seiner
juridischen Positivit�t wiederum die politischen und �konomischen
Verh�ltnisse beeinflusst.

Die hier verfolgte These lautet: Corporate Codes sind emergente
Rechtsph�nomene in der Konstitutionalisierung von privaten Gover-
nance Regimes. Sie sind nicht mehr, wie in ihrer Anfangszeit, bloße
Absichtserkl�rungen in Public Relations-Strategien, sondern haben
sich inzwischen in genuine Zivilverfassungen im Sinne eines Con-
stitutional Pluralism transformiert. Im Folgenden sollen f�nf Trends
skizziert werden, die diese These zu st�tzen geeignet sind: Ver-
rechtlichung, Konstitutionalisierung, Judizialisierung, Hybridisierung
und Vernetzung.

Private Verrechtlichung: Corporate Codes als Recht ohne Staat

Wenn man Corporate Codes einfach als soft law kennzeichnet, dann
vermeidet man die harte Alternative Recht oder Nichtrecht. Angesichts
der gravierenden Folgen, die mit der Entscheidung f�r die eine oder
die andere Option verbunden sind, kann man sich eine solche Umge-
hung eigentlich nicht leisten. F�r die Corporate Codes stellt sich die
gleiche Frage wie im Falle der lex mercatoria, der Regeln des Internet
und anderer globaler Regimes, in denen private Akteure Normen set-
zen, deren Verbindlichkeit nicht von staatlichen Instanzen garantiert
ist, die aber dennoch eine hohe Normeffektivit�t aufweisen. Handelt
es sich nur um soziale Normen oder um Recht im eigentlichen Sinne?
Dass es sich in der Tat um genuines Recht handelt, wird inzwischen
von unterschiedlichen Richtungen der Rechtstheorie herausgestellt:
vom neueren Rechtspluralismus, postmodernen Governance-Theorien,
Theorien der gesellschaftlichen Felder, systemtheoretischen Positionen
und Theorien des soft law.

Was wir hier beobachten, ist die Emergenz eines sich selbst reprodu-
zierenden Rechtsdiskurs globalen Ausmaßes, der seine Grenzen durch
Benutzung des bin�ren Codes Recht/Unrecht schließt und sich selbst
durch Prozessieren eines Symbols globaler (nicht: nationaler) Geltung
reproduziert. Das erste Kriterium – bin�re Codierung – unterscheidet
globales Recht von �konomischen und anderen sozialen Prozessen.
Das zweite Kriterium – globale Geltung – grenzt globales Recht von
nationalen und internationalen Rechtsph�nomen ab. Beide Kriterien
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sind Instrumente der Beobachtung zweiter Ordnung. Das Recht beob-
achtet damit seine eigenen Beobachtungen in seinen Umwelten der
nationalen Rechtsordnungen und des globalen Sozialsystems.

Bei den Corporate Codes wird man allerdings differenzieren m�ssen.
Nicht jeder formalisierten Absichtserkl�rung einer MNU kann man
schon Rechtscharakter zusprechen. Nur wenn bestimmte Bedingungen
erf�llt sind, kann von Recht im eigentlichen Sinne die Rede sein. Die
daf�r n�tigen Normstrukturen der Corporate Codes sind bisher am
eingehendsten vom Bremer Soziologen Martin Herberg untersucht
worden. Danach transformiert erst das Zusammenspiel dreier Normie-
rungsebenen die Codes in genuine Rechtsnormen. Codes of Conduct
nehmen Rechtscharakter an, wenn:

– erstens auf der oberen Ebene firmeneigene Selbstverpflichtungen
und Leitlinien existieren; unter den Bedingungen zunehmender
rechtlicher Por�sit�t sind diese ein wichtiges Mittel der Erzeugung
von Vertrauen und der Legitimit�tsbeschaffung;

– zweitens auf der mittleren Ebene Aktivit�ten der internen Kon-
troll- und Implementationsorgane funktionieren, die teilweise als
Berater auftreten, teils als Ermittler und Durchsetzungsorgane fun-
gieren und h�ufig auch die Funktion �bernehmen, die geltenden
Normen weiterzuentwickeln;

– drittens auf der unteren Ebene konkrete technische und organisa-
torische Normen und Regeln existieren, die gleichsam den opera-
tiven Kern der Regulative ausmachen; sie umfassen Aufgaben und
Pflichten, die man den Leitlinien in dieser Konkretheit nicht h�tte
entnehmen k�nnen und die streckenweise im Format impliziter
Basisregeln und Normalit�tskriterien vorliegen.

Herberg stellt einen Katalog von zus�tzlichen Merkmalen als Voraus-
setzung f�r den Rechtscharakter einer Norm auf. Sie m�ssen in ein
gr�ßeres Geflecht eng aufeinander verweisender Normen, Regeln und
Verfahren eingebunden sein. Dieses Geflecht enth�lt typischerweise
auch sehr konkrete, auf spezielle Handlungssituationen bezogene Vor-
gaben „die eine klare Grenzlinie zwischen zul�ssigen und un-
zul�ssigen Praktiken etablieren und dem Normadressaten ein zuver-
l�ssiges Orientierungsmittel an die Hand geben. Dazu geh�rt auch die
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Komponente der faktischen Wirksamkeit, die teils durch die inhaltliche
�berzeugungs- und Bindungskraft der Normen, teils durch Instrumen-
te der �berwachung und Durchsetzung zustande kommt. Zu den un-
verzichtbaren definitorischen Merkmalen einer rechtlichen Ordnung
geh�rt schließlich die Herausbildung bestimmter, abgrenzbarer Spe-
zialorgane, die schwerpunktm�ßig mit der Aufrechterhaltung und Wei-
terentwicklung der normativen Ordnung betraut sind.

Eine klare rechtstheoretische Orientierung l�sst sich hier allerdings
erst gewinnen, wenn man diese Merkmalskombination auf das Ph�no-
men „sekund�rer Normierungsprozesse“ zur�ckf�hrt. Entgegen man-
chen rechtssoziologischen oder rechts�konomischen Formulierungen
ist nicht jede soziale Normierung oder jedes private ordering schon
Recht. Die Gleichg�ltigkeit gegen�ber dem proprium des Rechts, die
sich soziologische Theorien des Rechtspluralismus bzw. �konomische
Theorien des private ordering leisten, w�re f�r rechtssoziologische
oder gar rechtsdogmatische Analysen fatal, die sich um die Eigen-
rationalit�t und Eigennormativit�t von Recht k�mmern m�ssen. Um
Missverst�ndnissen gegen�ber dem systemtheoretischen Rechtsbegriff
vorzubeugen, ist zu betonen, dass selbst die Anwendung des bin�ren
Codes Recht/Unrecht bei der Beurteilung von Verhalten nicht aus-
reicht. Entscheidend ist die Institutionalisierung von Prozessen se-
kund�rer Normierung. Das erinnert an Herbert Harts Definition des
Rechts als Einheit prim�rer und sekund�rer Normen, geht aber dar-
�ber hinaus, indem es dessen Strukturorientierung durch eine Opera-
tionsorientierung ersetzt.

Erst wenn Einrichtungen geschaffen sind, die die Beobachtungen er-
ster Ordnung nach dem Code Recht/Unrecht systematisch einer Beob-
achtung zweiter Ordnung nach dem Rechtscode unterziehen, darf von
der Existenz eines autonomen Rechts, ob mit oder ohne Staat, gespro-
chen werden. Von einem „global law without the state“ ist also nicht
schon dann auszugehen, wenn nichtstaatliche Institutionen �ber Ver-
halten normativ nach dem bin�ren Rechtscode entscheiden, sondern
erst, wenn zugleich Prozesse institutionalisiert sind, die diese Beurtei-
lungsoperationen ihrerseits bindenden Entscheidungen nach dem bi-
n�ren Rechtscode unterwerfen.
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Erst dann gen�gen Corporate Codes den strukurellen Bedingungen ei-
nes transnationalen Rechts außerhalb des staatlichen Rechts, wie sie
Gralf Calliess definiert:

„Transnationales Recht“ bezeichnet eine dritte Kategorie von autono-
men Rechtssystemen jenseits der traditionellen Kategorien des staat-
lichen nationalen und internationalen Rechts. Transnationales Recht
wird durch die Rechtssch�pfungskr�fte einer globalen Zivilgesellschaft
geschaffen und entwickelt, es ist auf allgemeine Rechtsprinzipien und
deren Konkretisierung in gesellschaftlicher Praxis (�bung) gegr�ndet,
seine Anwendung, Interpretation und Fortbildung obliegt – jedenfalls
vornehmlich – privaten Anbietern alternativer Streitschlichtungs-
mechanismen, und eine Kodifikation findet – wenn �berhaupt – in
Form von allgemeinen Prinzipien- und Regelkatalogen, standardi-
sierten Vertragsformularen oder Verhaltenskodizes statt, die von priva-
ten Normierungsinstitutionen aufgestellt werden.“

F�r die Qualifizierung privater Normierungen als Recht kommt es dann
nicht einfach darauf an, dass die Verhaltensnormierungen auf den
Code Recht/Unrecht bezogen sind, sondern dass diese Normierungen
selbst einem Verfahren unterworfen sind, in der sie ihrerseits nach
dem Rechtscode beurteilt werden. Dieser reflexive Prozess erfordert
gewisse institutionelle Vorkehrungen, besonders die Herausbildung
von Verfahrensrollen, die f�r die Setzung, Modifizierung, Interpreta-
tion und Implementation der prim�ren Normierungen zust�ndig sind.
Es ist also besonders die Herausbildung der mittleren Ebene der inter-
nen Kontroll- und Implementationsorgane, die zwischen den beiden
anderen Normebenen vermittelt und damit den Rechtscharakter von
Corporate Codes erst begr�ndet.

Eine genauere rechtliche Qualifizierung der Corporate Codes m�sste
hier weiterarbeiten und den Rechtscharakter solcher Selbst-
verpflichtungen aus einer doppelten Perspektive begr�nden: Unterneh-
mensextern erscheint dies als eine vertragliche Bindung oder als ein-
seitige Erkl�rung an die �ffentlichkeit, in denen externe politische
Pressionen in eine verbindliche Rechtsform umgesetzt werden. Unter-
nehmensintern erscheint der Code als korporativer Akt, der aufgrund
verbandsrechtlicher Regeln f�r die Unternehmensorgane verbindlich
wird, im Innenverh�ltnis zu den Organen und zu den Gesellschaftern
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wie auch arbeitsrechtlich im Verh�ltnis zu den Unternehmensmit-
arbeitern.

Das Zusammenspiel von gesellschaftsrechtlichen Regeln und der Bin-
dungswirkung im Außenverh�ltnis bedarf noch n�herer Untersuchung.
Fruchtbar d�rfte hier die Parallele zum Zusammenspiel von v�lker-
rechtlichen Vertr�gen und einseitigen Regierungserkl�rungen und ihrer
innerstaatlichen Bindungswirkung �ber verfassungsrechtliche Normen
des Nationalstaates sein. Deutlich aber d�rfte geworden sein, dass
diese Normen �ber diese doppelte Juridifizierung sozialer Normen
Rechtsverbindlichkeit haben und – nach der hier vertretenen rechts-
theoretischen Position – genuine Rechtsnormen im soziologischen wie
im juristischen Sinne darstellen.

Gesellschaftliche Konstitutionalisierung:
Elemente einer gesellschaftlichen Teilverfassung

Frappierender noch als ihre Eigenschaft als Recht im formalen Sinne
ist das eigent�mliche konstitutionelle Element, das solche privaten
Normierungen der Corporate Codes aufweisen. Denn die eben ange-
sprochenen reflexiven Normierungen, die auf der mittleren Ebene an-
gesiedelt sind, begr�nden zwar schon den Umschlag der Corporate
Codes von sozialen Normen in Rechtsnormen, stellen aber als solche
noch keine konstitutionelle Normierungen stricto sensu dar. Dazu wer-
den sie dann, wenn sie reflexive Prozesse in der globalen Wirtschafts-
organisation mit reflexiven Rechtsprozessen verbinden, mit anderen
Worten: wenn sie als intersystemische Kopplungsinstitutionen se-
kund�re Rechtsnormierungen mit fundamentalen Rationalit�tsprin-
zipien der Organisation verkn�pfen.

Dem liegt ein Verfassungsbegriff zugrunde, der sich nicht auf staat-
liche Fundamentalnormen beschr�nkt, sondern voraussetzt, dass unter
bestimmten historischen Bedingungen auch nichtstaatliche gesell-
schaftliche Ordnungen autonome Konstitutionalisierungsprozesse ent-
wickeln. Die Positivierung von konstitutionellen Normen verlagert sich
auf der globalen Ebene vom politischen System auf unterschiedliche
gesellschaftliche Sektoren, die parallel zu politischen Verfassungs-
normen zivilgesellschaftliche Verfassungsnormen erzeugen. Nach dem
Konzept eines konstitutionellen Pluralismus kann man nach Walker
von einer Verfassung eines Gemeinwesens außerhalb der National-
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staaten sprechen, wenn folgende Bedingungen gegeben sind: „(i) die
Entwicklung eines explizit konstitutionellen Diskurses und eines kon-
stitutionellen Selbstverst�ndnisses (ii) ein Anspruch auf Hoheitsgewalt
oder Souver�nit�t, wobei Souver�nit�t nicht als absolut angesehen
wird, (iii) die Abgrenzung eines Bereichs von Kompetenzen, (iv) die
Existenz eines Organs innerhalb des Gemeinwesens mit Unab-
h�ngigkeit zur Interpretation der Bedeutung und des Geltungsbereichs
der Kompetenzen, (v) das Vorhandensein einer institutionellen Struk-
tur, um das Gemeinwesen zu regieren, (vi) Rechte und Pflichten einer
B�rgerschaft, in einem weiten Sinn verstanden, (vii) Festlegung der
Bedingungen der Repr�sentation der B�rger im Gemeinwesen.“

Die Begriffe „Gemeinwesen“, „regieren“ und „Repr�sentation“ d�r-
fen freilich nicht im engen Sinne einer institutionalisierten Politik ver-
standen werden, sondern meinen gerade auch „unpolitische“ zivil-
gesellschaftliche Formationen in Wirtschaft, Wissenschaft, Bildung,
Gesundheitswesen, Kunst oder Sport, in denen sich globale Konstitu-
tionalisierungsprozesse abspielen.

Eine autonome, nicht-staatliche, nicht-politische, also im eigentlichen
Sinne zivilgesellschaftliche Konstitutionalisierung der multinationalen
Unternehmen findet also dann statt, wenn reflexive Sozialprozesse,
die das Verh�ltnis der MNU zu ihren Umwelten betreffen, dadurch ju-
ridifiziert werden, dass sie mit ihrerseits reflexiven Rechtsprozessen,
also Normierungen der Normierungen verkn�pft werden. Unter dieser
Bedingung ergibt es Sinn, von Elementen einer genuinen Verfassung in
den Corporate Codes multinationaler Unternehmen zu reden. Aus ih-
rer Funktion der autonomen Verrechtlichung von globalen Wirtschafts-
organisationen ergeben sich die typischen Bestandteile einer Verfas-
sung: Bestimmungen �ber die Einrichtung und Aus�bung der Entschei-
dungsprozesse (Organisations- und Verfahrensregeln) und Normierung
der Systemgrenzen �ber individuelle Freiheiten und �ber gesellschaft-
liche Autonomien (Grundrechte).

Und gerade auf diese Bedingungen sind nun die Normen der oberen
Ebene der Codes ausgerichtet. Sie betreffen die fundamentalen Ent-
scheidungsprozesse der MNU, die sich mit dem Verh�ltnis der Organi-
sation zu ihren menschlichen und nat�rlichen Umwelten befassen,
also insbesondere mit dem Verh�ltnis zu den Arbeitnehmern, deren
fundamentale Rechte von der Organisation respektiert werden. Die
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Leitlinien auf der oberen Normenebene sind in der Tat genuine Verfas-
sungsnormen der MNU. Ihrer Struktur nach sind sie nicht einfache Ver-
haltensnormen wie die Regeln und Standards auf der unteren Ebene,
auch nicht nur sekund�re Verfahrensnormen wie die Regeln der mitt-
leren Ebene, sondern explizit h�herrangige Normen der Unterneh-
mensverfassung, die als allgemeine Prinzipien formuliert sind und ei-
nerseits als Startpunkte der unternehmensinternen Normgenerierung
dienen, andererseits als Maßst�be der internen und externen Normen-
kontrolle.

Hier von „Herrschaftsbeschr�nkung“ wegen externer Effekte des Un-
ternehmenhandelns zu sprechen, kommt zwar der Problematik nahe,
ist aber allzu sehr der Machtorientierung der staatlichen Verfassung
verpflichtet und daher zu politiknah gedacht, wie Herberg zeigt. Nicht
bloß Herrschaftsbeschr�nkung in Situationen, in denen wirtschaftliche
Machtph�nomene auftauchen, sondern umfassender die extern er-
zwungene Selbstbeschr�nkung der unternehmenstypischen Matrix, ih-
rer negativen Externalit�ten, die ihre expansive Eigenrationalit�t aus-
l�st, trifft die Sache. Das Problem sind die negativen Externalit�ten
des Profitprinzips, die der gew�hlten Produktionstechnik, die der for-
malen Organisation. Es geht also nicht um einen Transfer von staat-
lichen Grundrechten wegen Machtaus�bung durch gesellschaftliche
Akteure, sondern um „Grundrechte“, die den Externalit�ten des eige-
nen Mediums, der eigenen Rationalit�tsverfolgung entgegenwirken
sollen. Hier liegt die Verfassungsfrage globalisierter Gesellschafts-
sektoren, die mit der Verfassungsfrage der Nationalstaaten des 18.
und 19. Jahrhunderts durchaus vergleichbar ist.

Internationale Judizialisierung:
Kollision der Codes mit staatlichem Recht

Die bisher angesprochenen Prozesse der Juridifizierung und Kon-
stitutionalisierung der MNU durch Corporate Codes sind im strengen
Sinne autonom, sind Angelegenheiten eigenst�ndiger Rechtsbildung,
haben also wenig mit nationalstaatlicher oder internationaler Politik
oder mit nationalem Recht oder V�lkerrecht zu tun. Corporate Codes
produzieren globales Recht ohne Staat und globale Verfassungen
ohne Staat. Angesichts der unter Globalisierungsbedingungen deutli-
chen Tendenzen zur st�rkeren Differenzierung von Politik und Recht
sind ihre Beziehungen zum staatlichen Recht einerseits und zur natio-
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nalen und internationalen Politik andererseits so unterschiedlich ge-
artet, dass sie hier auch getrennt besprochen werden.

Eine der wichtigsten Bedingungen f�r ihre erfolgreiche Institutio-
nalisierung ist ihre Interaktion mit dem staatlichen Recht. Diese Inter-
aktion zu verdichten, d�rfte eine der wichtigsten Aufgaben f�r die
Strategie unternehmensexterner Akteure sein, die an ihrem Bestand
interessiert sind. Denn hier stoßen sie auf den hinhaltenden und z�hen
Widerstand der MNU, die die Kontrolle �ber die Corporate Codes in
autonomer Regie beibehalten wollen und die gerichtliche Kontrollen
zu vermeiden suchen. Aber f�r den Erfolg der Codes of Conduct im
Sinne ihrer Implementierung und Durchsetzung d�rfte die Ver-
rechtlichung im Sinne einer nationalstaatlichen Judizialisierung eine
der wichtigsten Voraussetzungen sein. Dabei sollte deutlich sein, dass
die Interaktion mit staatlichem Recht nicht Voraussetzung f�r ihren ei-
genen Rechtscharakter und ihre Verbindlichkeit ist. Beides wird schon
durch Juridifizierungs- und Konstitutionalisierungsprozesse im Unter-
nehmen beziehungsweise in den Auseinandersetzungen mit unterneh-
mensexternen Akteuren hergestellt.

Ebenso deutlich sollte aber auch sein, dass ihre Interaktion mit staat-
lichem Recht nicht die Transformation einer gesellschaftlichen Rechts-
ordnung in eine staatliche Rechtsordnung bedeutet. Die Corporate Co-
des werden nicht von den staatlichen Rechtsordnungen vorge-
schrieben, auch nicht von ihnen �bernommen oder in sie integriert.
Vielmehr geht es bei der Interaktion der Corporate Codes mit dem
staatlichen Recht um eine Kollisionsfrage: Es kollidiert die autonome
gesellschaftliche Rechtsordnung der MNU mit dem Recht der Natio-
nalstaaten und dem internationalen Recht. Und in einer solchen Kolli-
sion von autonomen Rechtsordnungen machen beide einen tief grei-
fenden Wandlungsprozess durch.

In der Sache geht es dann nicht um Unterordnung der Codes unter
staatliches Recht oder um den Ausschluss staatlichen Rechts durch
das autonome Recht der MNU, sondern um die reziproke Rekonstruk-
tion staatlichen Rechts im Recht der MNU einerseits und des autono-
men gesellschaftlichen Rechts im nationalen und internationalen
Recht andererseits. Auf solche transnationalen Kollisionen – zwischen
offiziellem staatlichen Recht und autonomem gesellschaftlichen Recht
– ist das existierende Kollisionsrecht nicht eingestellt. Die hier auf-
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tauchenden Probleme sind durch die Entwicklung eines Kollisions-
rechts zu �berwinden, das nicht wie in der Tradition des inter-
nationalen Privatrechts auf ein anzuwendendes territoriales Recht ver-
weist, sondern sich der Pluralit�t nationaler, internationaler und unter-
nehmensinterner Rechtsbildungsmechanismen stellt. Von vornherein
w�re hier ein substantive law approach zu w�hlen, der es wegen der
Transnationalit�t und wegen der – sit venia verbo – Transinstitutio-
nalit�t des streitigen Sachverhaltes unm�glich macht, die Rechtsfrage
der staatlichen oder der privaten Rechtsordnung exklusiv zuzuweisen.

Hier geht es um Regime �bergreifende Konflikte, die sich in beiden
Rechtsordnungen relevant auswirken. Dann bleibt nur der Ausweg,
dass die jeweilige Entscheidungsinstanz f�r das Recht der Inter-Re-
gime-Kollisionen selbst Sachnormen entwickelt. In der Art eines asym-
metrischen Mischrechts werden mit Blick auf die eigene und die
fremde Regime-Rechtsordnung, aber auch mit Blick auf dritte Rechts-
ordnungen transinstitutionelle Sachnormen gebildet. Das Ziel w�re,
dass in einem solchen Kollisionsprozess organisationale, inter-
nationale und nationale Rechtsakte um Aufmerksamkeit ringen k�n-
nen. Die Herausforderung, im Einzelfall transnationale Sachnormen zu
entwickeln, w�re also von den beteiligten Gerichten – nationalen Ge-
richten und transnationalen zwischenstaatlichen und privaten Kon-
fliktl�sungsinstanzen – derart anzunehmen, dass sie die einschl�gigen
Rechtsnormen �ber ihren territorialen, organisationalen oder in-
stitutionellen Rechtskreis hinaus ermitteln und aus der Kombination
transnationale Rechtsnormen in Eigenverantwortung entwerfen. Da
eine jede Konfliktsl�sungsinstanz dies notgedrungen nur aus ihrer ei-
genen Perspektive tun kann und keine hierarchischen Instanzen zur
Koordination zur Verf�gung stehen, d�rfte es das dr�ngendste Pro-
blem sein, dass die dezentralen Instanzen Vernetzungsformen zur
wechselseitigen Beobachtung und Akkordierung entwickeln.

Regulatorische Hybridisierung:
Herausbildung eines Private-Public Policy Mix

Ebenso wichtig wie die Koordination innerhalb eines globalen Rechts-
systems ist f�r den Erfolg der Corporate Codes deren Interaktion mit
politischen Regulierungsinstanzen. Auch hier h�ngt viel davon ab,
dass politischer Außendruck dazu f�hrt, dass die autonomen Corpo-
rate Codes externen Regulierungsimpulsen ausgesetzt werden. Und
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wieder kommt hier den unternehmensexternen Akteuren – NGOs, Ge-
werkschaften, Medien, internationalen Organisationen und staatlichen
Regulierungsinstanzen – eine entscheidende Rolle zu, um den Ab-
schottungstendenzen der Unternehmen nicht nur bei der Formulierung
der Codes, sondern auch bei deren Implementation und Weiterent-
wicklung zu begegnen.

Aber auch im Verh�ltnis der unternehmensinternen Selbstregulierung
und einer politischen Fremdregulierung durch nationale und inter-
nationale Regulierungsinstanzen wird es nicht einfach um eine Re-In-
tegration privater Regulierung in staatlich-politische Regulierung ge-
hen. Die Umwandlung rein freiwilliger Codes in staatlich angeordnete
und implementierte Regulierungsnormen ist weder wahrscheinlich
noch w�nschenswert. Vielmehr ist die Hybridisierung der Corporate
Codes eine Entwicklungstendenz, in der die Autonomie der Corporate
Codes erhalten bleibt, aber staatliche Regulierungsinstanzen und in-
ternationale Organisationen in die Setzung von Rahmenbedingungen
und in Implementation und Kontrolle eingeschaltet sind. Hier stellt
sich die Herausforderung, dass man nur mit einem Strategieb�ndel
und nur im Zusammenwirken multinationaler Unternehmen, inter-
nationaler Organisationen, staatlicher Regierungen, Arbeitgeber-
verb�nden, Gewerkschaften und NGOs dem Ziel weltweiter Etablie-
rung von Arbeitnehmerrechten n�her kommen kann – nicht nur auf
dem Papier, sondern in der Praxis. In der Tat wird es hier darauf an-
kommen, sich miteinander abzustimmen und daf�r zu sorgen, dass die
einzelnen Strategien und die jeweiligen Akteure sich gegenseitig st�t-
zen und nicht gegeneinander arbeiten. Weiss bringt es auf den Punkt:
„Zum public-private-policy-mix gibt es keine Alternative.“

Interorganisationale Vernetzung: Ausdehnung der Corporate Codes
auf Produktionsnetzwerke

Ein gravierender Mangel der Corporate Codes besteht darin, dass sie
nur als unternehmensinterne Selbstregulierung einer einzelnen MNU
wirksam sind und nicht den gesamten Produktions- und Distributions-
prozess in der Wertsch�pfungskette umfassen. Dann ergibt sich die
ung�nstige Situation, dass in den Kernunternehmen einer Industrie re-
lativ hohe arbeitsrechtliche Standards herrschen, w�hrend die Arbeits-
bedingungen in den anderen Unternehmen deutlich schlechter sind.
Hier hat sich in der letzter Zeit ein Trend entwickelt, der diesen Ten-
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denzen entgegenarbeitet: die Vernetzung als eine Ausdehnung der
Corporate Codes auf ganze weltweit agierende Produktionsnetzwerke.
Hier haben sich global commodity chains herausgebildet, die weder
als reine Marktbeziehungen noch als integrierte MNU zu qualifizieren
sind, wie es bereits Gereffi und Korzeniewicz gezeigt haben. Vielmehr
handelt es sich um Kooperationsnetzwerke von selbst�ndigen Unter-
nehmen, die eigene Governance-Strukturen herausgebildet haben.
Zwei Typen lassen sich unterscheiden: die producer-driven und die bu-
yer-driven chains. Sie unterscheiden sich darin, dass die Netzwerk-
zentrale entweder im Produktionsbereich oder im konsumnahen Be-
reich liegt.

F�r die Corporate Codes ist es von Bedeutung, dass die Organisations-
form der Netzwerke bestimmte Vorteile bietet, die es m�glich macht,
den Geltungsbereich der Codes auf s�mtliche vernetzten Unternehmen
auszuweiten. Die �bergreifenden Governance-Strukturen des Netz-
werkes erlauben es, dass trotz der Selbst�ndigkeit der Einzelunter-
nehmen auch die Corporate Codes in den Bereich der zentralisierten
Funktionen gelangen und ihre einheitliche Geltung in der gesamten
Produktionskette m�glich wird. Von entscheidender Bedeutung ist da-
bei die Rolle der Netzwerkzentrale, deren maßgeblicher Einfluss auf
die anderen Netzknoten die universale Anwendung der Codes durch-
setzt. Dar�ber hinaus l�sst sich ein Zusammenspiel von unterneh-
mensinternen und interorganisationalen Faktoren beobachten. Die
Kontroll- und Implementationsstrukturen, die in der Netzwerkzentrale
entwickelt worden sind, zum Beispiel ein Responsibility Officer oder
eine Social Responsibility Task Force, lassen sich �ber die Vernetzung
auf die anderen Unternehmen �bertragen und erm�glichen die Koor-
dination der verschiedenen unternehmensinternen Codes.

Nur wenn sich diese f�nf angesprochenen Tendenzen auch in Zukunft
weiter fortsetzen, dann d�rfte in der Tat eine vorsichtig optimistische
Prognose f�r die Corporate Codes angebracht sein: private Verrecht-
lichung, gesellschaftliche Konstitutionalisierung, internationale Judi-
zialisierung, regulatorische Hybridisierung und interorganisationale
Vernetzung. Ihr Erfolg h�ngt jedoch letztlich von einer Kombination
politischer und rechtlicher Konstellationen ab: der Aufrechterhaltung
des Außendrucks durch externe Akteure – NGOs, Gewerkschaften,
Medien, internationale Organisationen und nationalstaatliche Instan-
zen. Außerdem ist von zentraler Bedeutung, ob eine Verrechtlichung
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der gesellschaftlichen Normen und die Interaktion mit staatlichem
Recht so weit vorangetrieben werden kann, dass die Corporate Codes
nicht nur transitorische Ph�nomene der Corporate Culture sind, son-
dern als geltendes Recht auf Dauer gestellt werden und sich in stabile
Rechtsinstitutionen verwandeln, die arbeitsrechtliche Standards auf
akzeptablem Niveau garantieren. Wie neueste empirische Studien zei-
gen, d�rfte ihre Verrechtlichung – also ihre Umwandlung in einklag-
bare Rechte, die bei ihrer Verletzung Schadensersatz oder andere
Sanktionen nach sich ziehen – ein ausschlaggebender Faktor f�r ihren
Erfolg sein.
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